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1 7 5 . Verordnung: Verwendung des Zeichens „Produktdeklaration" für Geschirrspülmaschinen
1 7 6 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 3 Donau Straße im Bereich der Ge-

meinden Saxen und Baumgartenberg
1 7 7 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 4 Ost Autobahn und A 20 Wiener

Gürtel Autobahn im Bereich der Gemeinde Wien
1 7 8 . Verordnung: Anordnung einer Bodennutzungserhebung und einer Erhebung der land- und

forstwirtschaftlichen Arbeitskräfte
1 7 9 . Verordnung: Festsetzung der Pauschalvergütung für den verlängerten Dienstplan und einer

pauschalierten Aufwandsentschädigung für Beamte des Zollwachdienstes
1 8 0 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft

über die gegenseitige Anerkennung der amtlichen Punzen auf Uhrgehäusen
aus Edelmetall

1 7 5 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 20. März
1973 über die Verwendung des Zeichens

„Produktdeklaration" für Geschirrspül-
maschinen

Auf Grund des § 32 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen
den unlauteren Wettbewerb in der Fassung dee
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 74/1971 wird verord-
net:

§ 1. Das in Anlage 1 zur Verordnung BGBl.
Nr. 54/1972 abgebildete Zeichen („pd-Zeichen")
darf im geschäftlichen Verkehr für Geschirrspül-
maschinen nur dann verwendet werden, wenn es
die im § 2 vorgesehenen Angaben in der im § 3

der Verordnung BGBL Nr. 54/1972 vorgesehenen
Form enthält.

§ 2. (1) Im Fall der Verwendung des pd-Zei-
chens im geschäftlichen Verkehr sind die in der
Anlage dieser Verordnung vorgesehenen Kenn-
zeichnungselemente und die diesen entsprechen-
den Angaben in unveränderter Reihenfolge an-
zugeben.

(2) Kennzeichnungselemente des Abschnittes III
Z. 3 lit. e und g der Anlage dieser Verordnung
und die diesen entsprechenden Angaben sind nur
so weit anzuführen, als sie für das jeweilige
Gerät zutreffen.

§ 3. Für die Einhaltung dieser Verordnung ist
der Deklarierende verantwortlich.

Staribacher

Anlage

12 87
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176 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 29. März 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 3 Donau Straße im Bereich der Ge-

meinden Saxen und Baumgartenberg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 3 Donau Straße wird
im Bereich der Gemeinden Saxen und Baumgar-
tenberg wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
im Anschluß an das bereits ausgebaute Baulos
„Wetzeisdorf" bei km 48,310, führt sodann in
gestreckter Linienführung unter teilweiser Benüt-
zung bzw. Überschneidung der alten Trasse süd-
lich der Ortschaft Saxen bzw. nördlich der Ort-
schaft Baumgartenberg und bindet bei km 53,970
(alt km 56,150) in die bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Oberösterreichischen Lan-
desregierung und bei den Gemeinden Saxen und
Baumgartenberg aufliegenden Planunterlagen
(Katastermaßstab: 1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf die vorangeführten
Straßenteile Anwendung. Die Grenzen des Bun-
desstraßenbaugebietes sind den aufliegenden Plan-
unterlagen zu entnehmen.

Moser

1 7 7 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 30. März 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der A 4 Ost Autobahn und A 20 Wie-
ner Gürtel Autobahn im Bereich der Ge-

meinde Wien

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der A 4
Ost Autobahn wird im Bereich der Gemeinde
Wien wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
im Knoten Prater (Einbindungen in die A 20 Wie-
ner Gürtel Autobahn und S 2 Donaukanal
Schnellstraße) mit getrennten Richtungsfahrbah-
nen zu beiden Seiten des Donaukanals, welche
sich nach Unterfahrung der Ostbahnbrücke auf
der rechtsufrigen Seite des Donaukanals vereini-
gen, führt sodann durch das Gebiet der Simme-
ringer Haide mit der Anschlußstelle „Simmering"
zur B 225 Wienerberg Straße zum Knoten Kaiser-
Ebersdorf (Kreuzung mit der A 21 Wiener
Außenring Autobahn) und von dort nach Über-
querung der Donauländebahn, östlich von dieser,
zur Landesgrenze mit Niederösterreich.

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
A 20 Wiener Gürtel Autobahn wird im Bereich
der Gemeinde Wien wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
im Anschluß an den durch die Verordnung vom
20. Dezember 1972, BGBl. Nr. 39/1973, bestimm-
ten Abschnitt der A 20 Wiener Gürtel Autobahn
im Bereich der Anschlußstelle St. Marx und führt
von dort zum Knoten Prater (mit Anschlüssen
zur A 4 Ost Autobahn und S 2 Donaukanal
Schnellstraße) an der bereits fertiggestellten Auto-
bahnbrücke über den Donaukanal.

Im einzelnen ist der Verlauf der beiden Stra-
ßentrassen, sowie der Anschlußstellen für die Zu-
und Abfahrt einschließlich der Zu- und Abfahrts-
straßen aus den beim Bundesministerium für
Bauten und Technik und beim Magistrat der
Stadt Wien aufliegenden Planunterlagen (Maßstab
1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf die vorangeführten
Straßenteile Anwendung. Die Grenzen des Bun-
desstraßenbaugebietes sind den aufliegenden Plä-
nen zu entnehmen.

Moser

1 7 8 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 4. April 1973,
mit der eine Bodennutzungserhebung und
eine Erhebung der land- und forstwirtschaft-

lichen Arbeitskräfte angeordnet werden

Auf Grund der §§ 2 Abs. 2 und 3, 4 Abs. 1
und 2, 7 Abs. 1 und 7 sowie des § 8 Abs. 1 und 2
des Bundesstatistikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91,
wird — hinsichtlich des § 7 im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen — ver-
ordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentral-
amt hat mit Stichtag 3. Juni 1973 eine Boden-
nutzungserhebung und eine Erhebung der land-
und forstwirtschaftlichen Arbeitskräfte durchzu-
führen.

§ 2. (1) Gegenstand der Bodennutzungserhe-
bung ist die Erhebung der Besitzverhältnisse
sowie die Ermittlung der land- und forstwirt-
schaftlich genutzten Flächen nach Kulturarten,
bei landwirtschaftlich genutzten Flächen auch
nach Fruchtarten.

(2) Gegenstand der Erhebung der land- und
forstwirtschaftlichen Arbeitskräfte sind sowohl
die familieneigenen Arbeitskräfte und sonstige
Haushaltsangehörige des Betriebsinhabers als
auch die familienfremden Arbeitskräfte.

(3) Bei der Erhebung sind die einen Bestand-
teil dieser Verordnung bildenden Erhebungs-
formulare (Anlage) zu verwenden.
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§ 3. Zur Auskunftserteilung verpflichtet sind
die Bewirtschafter (Eigentümer, Besitzer, Pächter
oder Nutznießer) oder deren Beauftragte von

a) einer Fläche von mindestens 1/2 Hektar,
wenn diese ganz oder teilweise land- und
forstwirtschaftlich genutzt wird;

b) Erwerbsgartenbau-, Erwerbsobstbau- und
Erwerbsweinbaubetrieben auch dann, wenn
deren gesamte Betriebsfläche kleiner als
1/2 Hektar ist.

§ 4. Die Erhebung ist in der Form durchzufüh-
ren, daß die zur Auskunftserteilung verpflichteten
Personen (§ 3) zwischen 4. und 29. Juni 1973 im
Gemeindeamt (Magistrat) zu erscheinen und die
geforderten Angaben zu machen haben.

§ 5. Die Gemeinden haben bei der Bodennut-
zungserhebung auf Grund der Ergebnisse des
Betriebsbogens eine Gemeindeübersicht zu erstel-
len und diese in das Gemeindeblatt zu übertra-
gen. Die Urschrift des Gemeindeblattes verbleibt
bei der Gemeinde.

§ 6. (1) Die Gemeinden — ausgenommen die
Städte mit eigenem Statut — haben eine Aus-
fertigung der Gemeindeblätter der Bodennut-
zungserhebung und die Betriebsbogen bis späte-
stens 10. Juli 1973 den Bezirkshauptmannschaf-
ten vorzulegen.

(2) Die Bezirkshauptmannschaften bzw. die
Magistrate der Städte mit eigenem Statut haben
die Gemeindeblätter der Bodennutzungserhebung
und die Betriebsbogen bis spätestens 16. Juli 1973
direkt an das Österreichische Statistische Zentral-
amt weiterzuleiten.

§ 7. Den Gemeinden wird auf Antrag für die
Mitwirkung an der Erhebung eine Abfindung in
der Höhe von S 10'80 je ausgefülltem Betriebs-
bogen gewährt.

§ 8. Einzelangaben, die im Zuge der Erhebun-
gen bekanntgeworden sind, dürfen in kartei-
mäßiger Führung als Grundlage für betriebliche
Förderungsmaßnahmen verwendet werden.

Weihs



1046 40. Stück — Ausgegeben am 19. April 1973 — Nr. 178



40. Stück — Ausgegeben am 19. April 1973 — Nr. 178 1047



1048 40. Stück — Ausgegeben am 19. April 1973 — Nr. 178



40. Stück — Ausgegeben am 19. April 1973 — Nr. 178 1049



1050 40. Stück — Ausgegeben am 19. April 1973 — Nr. 179

179 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 5. April 1973 über die Fest-
setzung der Pauschalvergütung für den ver-
längerten Dienstplan und einer pauschalier-
ten Aufwandsentschädigung für Beamte des

Zollwachdienstes

Auf Grund der §§ 16 a und 20 in Verbindung
mit § 15 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl.
Nr. 54, in der Fassung der 24. Gehalts-
gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 214/1972, wird mit
Zustimmung des Bundeskanzlers verordnet:

§ 1. Den unter § 1 der Verordnung der Bun-
desregierung vom 20. November 1972, BGBl.
Nr. 428, fallenden Wachebeamten des Zoll-
wachdienstes gebührt eine Pauschalvergütung für
den verlängerten Dienstplan und eine pauscha-
lierte monatliche Aufwandsentschädigung nach
Maßgabe der §§ 2 und 3.

§ 2. Die Pauschalvergütung für den verlänger-
ten Dienstplan beträgt:

§ 3. Die pauschalierte Aufwandsentschädigung
beträgt:

§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember
1972 in Kraft und mit Ablauf des 30. April 1973
außer Kraft.

Androsch
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180.
Nachdem das am 14. Feber 1972 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik

Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die gegenseitige Anerkennung der
amtlichen Punzen auf Uhrgehäusen aus Edelmetall, welches also lautet:

A B K O M M E N
zwischen der Republik Österreich und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die
gegenseitige Anerkennung der amtlichen

Punzen auf Uhrgehäusen aus Edelmetall

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

Der Schweizerische Bundesrat,

vom Wunsche geleitet, den Austausch von Uhr-
gehäusen zu fördern und zu erleichtern, sind
übereingekommen, ein Abkommen zu schließen,
und haben hiefür zu ihren Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Dr. Hans Heller, Ministerialrat im Bundes-

ministerium für Finanzen,

der Schweizerische Bundesrat
Herrn Dr. Charles Lenz, Oberzolldirektor.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer
in guter und gehöriger Form befundenen Voll-
machten folgendes vereinbart:

Artikel 1

Im Sinne dieses Abkommens bedeuten die
Begriffe:
1. „Österreichisches Gesetz" das Bundesgesetz

vom 24. Februar 1954 über den Feingehalt
der Edelmetallgegenstände (Punzierungsgesetz) ;

2. „Schweizerisches Gesetz" das Bundesgesetz vom
20. Juni 1933 über die Kontrolle des Verkehrs
mit Edelmetallen und Edelmetallwaren;

3. „Uhrgehäuse" jede aus Gold, Silber oder
Platin hergestellte Umschließung eines Uhr-
werkes mit oder ohne Werk;

4. „Namenspunze" die im § 4 des österreichischen
Gesetzes vorgesehene Namenspunze oder das
amtlich bewilligte Fabrikszeichen des Erzeu-
gers; „Feingehaltspunze" die im § 12 des
gleichen Gesetzes vorgesehene Feingehalts-
punze;

5. „Verantwortlichkeitsmarke" die im Artikel 9
des schweizerischen Gesetzes vorgesehene
Marke; „amtlicher Stempel" den im Artikel 15
des gleichen Gesetzes vorgesehenen amtlichen
Stempel (Punze).

Artikel 2

(1) Österreichische Uhrgehäuse, die im Zeit-
punkt ihrer Einfuhr in die Schweiz die Namens-
punze und die Feingehaltspunze tragen, müssen
nicht mit dem amtlichen Stempel versehen wer-
den, sofern sie den übrigen Bestimmungen des
schweizerischen Gesetzes entsprechen;

(2) Schweizerische Uhrgehäuse, die im Zeit-
punkt ihrer Einfuhr nach Österreich die Ver-
antwortlichkeitsmarke und den amtlichen Stem-
pel aufweisen, müssen nicht mit der Feingehalts-
punze versehen werden, sofern sie den übrigen
Bestimmungen des österreichischen Gesetzes ent-
sprechen.

(3) Den Uhrgehäusen gleichgestellt sind die
mit solchen fest verbundenen Ansatzbänder aus
Gold, Silber oder Platin, wenn sie die in den
Absätzen 1 oder 2 vorgesehenen Punzen und
Eigenschaften aufweisen.

Artikel 3

Das Österreichische Hauptpunzierungs- und
Probieramt und das schweizerische Zentralamt
für Edelmetallkontrolle stellen einander sogleich
nach Inkrafttreten dieses Abkommens Abbildun-
gen der in ihrem Staat vorgeschriebenen amt-
lichen Stempel und Feingehaltspunzen zu.

Artikel 4

Aus dem Gebiet einer Vertragspartei stam-
mende Uhrgehäuse, die sich bei der Kontrolle
durch die zuständige Verwaltung der anderen
Vertragspartei als deren gesetzlichen Vorschriften
nicht entsprechend erweisen, werden an den
Exporteur zurückgewiesen. Die zuständige Ver-
waltung der anderen Vertragspartei ist hievon
zu verständigen.

Artikel 5

(1) Zur Überprüfung des Feingehaltes eines
Uhrgehäuses ist die Strichprobe anzuwenden. In
Zweifelsfällen sind analytische Vorproben auf
kleinen Mengen durch Spänen oder Feilen ent-
nommenen Probegutes durchzuführen. Wird der
ungenügende Feingehalt bestätigt, so ist 1/4 g des
Gegenstandes analytisch zu prüfen.

(2) Die analytischen Proben sind nach fol-
genden Methoden durchzuführen:
— für Gold: gravimetrisch, durch Ku-

pellation und Trennung
mit Salpetersäure;

— für Silber: titrimetrisch, durch Auf-
lösung in Salpetersäure
und Titrierung mit
Natriumchloridlösung
(nach Gay-Lussac) oder
Titrierung mit Ammo-
nium- oder Kalium-
thiocyanatlösung unter
Verwendung von Eisen-
(III)ammoniumsulfat als
Indikator (nach Vol-
hard);



1052 40. Stück — Ausgegeben am 19. April 1973 — Nr. 180

— für Platin : gravimetrisch, durch Auf-
lösen in Königswasser,
Fällung mit Ammonium-
chlorid und Hitzereduk-
tion zu metallischem
Platin.
Mitgefälltes oder mitge-
rissenes Iridium wird als
Platin gezählt.

(3) Als Probetoleranzen werden folgende
Minus-Abweichungen zugelassen:
— für Gold und Silber: bis 1 Tausendstel,
— für Platin: bis 2 Tausendstel.

(4) Bei allen Feingehaltsbeanstandungen ist eine
Vergleichsprobe (Testprobe) mitzuführen. Bei
Gold ist das Proberesultat auf ein Zehntausend-
stel, bei Silber und Platin auf ein Tausendstel
genau anzugeben.

(5) Die Regierungen der beiden Vertrags-
parteien können andere Prüfmethoden zulassen.

Artikel 6

(1) Eine Gemischte Kommission, die so bald
als möglich nach dem Inkrafttreten des Ab-
kommens gebildet wird, hat zur Aufgabe:

a) etwaige Vorschläge zur Abänderung dieses
Abkommens oder zur Zulassung neuer
Prüfmethoden auszuarbeiten;

b) Schwierigkeiten zu lösen, die sich aus der
Durchführung des Abkommens ergeben
könnten.

(2) Die Kommission besteht aus einer öster-
reichischen und einer schweizerischen Delegation
von je drei Mitgliedern. Die Mitglieder der
Kommission können sich von Sachverständigen
begleiten lassen.

(3) Die Kommission tritt auf Verlangen des
Vorsitzenden einer Delegation zusammen.

Artikel 7

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden sollen so bald wie
möglich in Bern ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Dieses Abkommen kann jederzeit schriftlich
gekündigt werden und tritt ein Jahr nach seiner
Kündigung außer Kraft.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
beider Staaten dieses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen in Wien am 14. Februar 1972 in
doppelter Urschrift.

Für die Republik Österreich :

Dr. Heller

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

Dr. Lenz

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 20. Dezember 1972

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen sind am 6. März 1973 ausgetauscht
worden; das Abkommen ist daher gemäß seinem Art. 7 Abs. 2 am 6. April 1973 in Kraft getreten.

Kreisky


